Haftungsrisiken beim Nachunternehmereinsatz

Durch das Mindestlohngesetz entstehen neue Haftungsrisiken für SHK-Betriebe beim Einsatz von Nach- und Subunternehmern sowie dem Einsatz von Leiharbeitnehmern. Diese zusätzlichen Haftungsrisiken wurden in das bestehende ZVSHK-Merkblatt eingearbeitet und sind in den dort hinterlegten Mustern ebenfalls berücksichtigt. Insbesondere die überarbeitete Freistellungs- und Sicherungsvereinbarung beim Einsatz von Nachunternehmern in Anlage 3 des Merkblatts ist dabei von Bedeutung. Denn ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Werk- und Dienstleistungen beauftragt, haftet nach § 13 MiLoG i.V.m. § 14 AentG (Arbeitnehmerentsendegesetz) für die Verpflichtungen dieses Unternehmers zur Zahlung des Mindestlohns wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat.

Wichtig: Setzen Sie einen Nachunternehmer ein, sind bei der Haftung für den Fall der Mindestlohnunterschreitung zwei Szenarien zu unterscheiden:

1. Die fahrlässige Unkenntnis von der Mindestlohnunterschreitung: Das ist eine Ordnungswidrigkeit, die mit einem Bußgeld geahndet werden kann.

2. Die verschuldensunabhängige Haftung für den Nettolohn der betroffenen Arbeitnehmer des Nachunternehmers in dem zeitlichen Umfang, wie diese für den Arbeitgeber tätig geworden sind. Hier droht grundsätzlich kein Bußgeld.

Gegen die Inanspruchnahme wegen fahrlässiger Unkenntnis (Ziff. 1) reicht es wohl aus, wenn sich der Auftraggeber die Zahlung zusichern lässt. 

Gegen die verschuldensunabhängige Haftung (Ziff. 2) reicht eine solche Zusicherung nicht. Hierzu sollte das bereits oben erwähnte vom ZVSHK entwickelte Muster aus dem Merkblatt verwendet werden. Auch hier gilt aber: Ein genereller Haftungsausschluss kann rechtlich zulässig nicht vereinbart werden. Der „Zwischenunternehmer“ kann sich organisatorisch nur so weit wie möglich absichern. Näheres zu diesem Thema finden Sie auf Seite 11 des ZVSHK-Merkblatts.

Bislang noch nicht geklärt ist, ob diese Bürgenhaftung nur für Generalunternehmer gilt oder generell für alle Auftraggeber. § 13 MiLoG ist mit den Worten Haftung des Auftraggebers überschrieben. Teilweise wurden daher schon Innungsbetriebe von Ihren Auftraggebern (z.B. Hausverwaltungen) angeschrieben und zur Abgabe einer Bestätigung, dass in dem Betrieb der Mindestlohn gezahlt wird, aufgefordert. „Unsinn!“, behaupten andere, denn die „Auftraggeberhaftung“ aus dem MiLoG sei lediglich als Generalunternehmerhaftung zu verstehen. Solange diese Frage noch nicht abschließend geklärt ist, spricht zumindest nichts dagegen, dass Sie den Auftraggebern, die Sie zur Abgabe einer entsprechenden Erklärung auffordern, kurz die Zahlung des Mindestlohns bestätigen, natürlich vorausgesetzt, dass dies auch der Fall ist.
